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Große Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Alexander Wolf, Prof. Dr. Jörn Kruse, Detlef Ehlebracht, 
Andrea Oelschläger und Harald Feineis (AfD) vom 24.04.18 

und Antwort des Senats 

Betr.: Politische Neutralität an Hamburger Schulen – Rechtsgrundlagen und 
Erfassung von Verstößen 

Seit dem Einzug der Alternative für Deutschland in die Hamburgische Bür-
gerschaft am 15. Februar 2015 hat unsere Fraktion immer wieder Hinweise 
von Eltern, Schülern, Lehrern, Schulleitungspersonen und Mitarbeitern ver-
schiedener Abteilungen der BSB (einschließlich des LI) zu konkreten oder 
mutmaßlichen Verstößen gegen die Verpflichtung zur politischen Neutralität, 
gegen den Beutelsbacher Konsens und gegen die Geschäftsordnungsbe-
stimmung Nummer 14 der BSB erhalten. In einer Reihe von Schriftlichen 
Kleinen Anfragen und Großen Anfragen haben wir die Vorgänge detailliert 
unter Nennung der uns vorliegenden Quellen öffentlich gemacht und der 
BSB zur Überprüfung und Bewertung angezeigt. 

Einige dieser gravierenden Vorgänge sollen zunächst noch einmal mit Ver-
weis auf die entsprechenden Drucksachen/Quellen in chronologischer Rei-
henfolge in Erinnerung gerufen werden: 

1. An der Stadtteilschule Walddörfer, am Gymnasium Ohlstedt, am Hein-
rich-Heine-Gymnasium und an der Beruflichen Schule für Handel und 
Verwaltung – Anckelmannstraße wurden seit 2014 aus Mitteln des  
Schuletats und aus anderen öffentlichen Mitteln Arbeitsblätter des 
Schroedel-Verlags kostenpflichtig heruntergeladen und im Unterricht 
eingesetzt, in denen nachweislich falsche, stark abwertend verzerrte  
oder unverhältnismäßig tendenziöse Aussagen über die Partei AfD zu 
finden sind. In den Arbeitsblättern wird unter anderem wörtlich behaup-
tet: „(Die AfD will) Muslime schikanieren“; „Frauen (sollen) zurück an den 
Herd“; „(Die AfD will) Grenzen schließen (…) Deutschland den Deut-
schen – Ausländer raus also“; „(Die AfD sagt, dass) der radioaktive Müll 
nicht entsorgt werden solle.“1 

2. Im Rahmen einer ordnungsgemäß angemeldeten und zugelassenen 
Veranstaltung der AfD-Bürgerschaftsfraktion am Gymnasium Rahlstedt 
vom 22. Juni 2016 hingen Schüler einen Tag zuvor über den Hauptein-
gang der Schule ein großes Anti-AfD-Banner mit der Aufschrift „No AfD. 
Rassisten müssen draußen bleiben“ auf. Das Banner wurde trotz Kennt-
nisnahme von Fachlehrern und Schulleitungspersonal nicht unmittelbar 

                                                      
1 Arbeitsblätter mit AfD-Bezug, hier zum Beispiel: „Wahlprogramm: Was die AfD wirklich will?“, 

unter: https://verlage.westermanngruppe.de/schroedel/suche?q=afd&qs=benutzereingabe 
(aufgerufen am: 27.04.2016); vergleiche ferner umfassend die Drs. 21/4295; 21/4426; 
21/4760. 
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entfernt und konnte auch während des Schulbetriebes von allen Schü-
lern sowie Anwohnern und Besuchern eingesehen werden.2 

3. Im Rahmen einer als Lehrerfortbildung anerkannten Veranstaltung des 
LI am 4. Oktober 2016 unter dem Titel „Gefährliche Bürger – Wie die 
neue Rechte in die gesellschaftliche Mitte vorstößt – und was die  
Gesellschaft dagegen tun kann“ kam es zu offensiven und einseitigen 
Agitationen gegen die Partei AfD – sowohl durch den eingeladenen  
Referenten als auch durch einen Mitarbeiter der Behörde für Schule und 
Berufsbildung. Im Veranstaltungsraum wurde ferner unwissenschaftli-
ches Buchmaterial ausgelegt und gegen einen „Spendenbeitrag“ veräu-
ßert. Das Buch richtete sich unter anderem stark gegen die Partei AfD. 
Während der Veranstaltung fielen folgende Behauptungen – zum Teil in 
einem demagogisch-indoktrinierenden Tonfall –, die später anhand eines 
aufgetauchten Video-Mitschnittes auch im Wortprotokoll dokumentiert 
werden konnten: Die AfD sei Teil einer rechten Bewegung, die lange Zeit 
vor der Flüchtlingskrise den Plan gefasst habe, die Demokratie zu  
unterwandern und auf lange Sicht abzuschaffen. Höcke, Gauland und 
Petry hätten uns eine Kriegserklärung ausgesprochen. Es gehe ihnen 
darum, zu zerschlagen, was unsere Gesellschaft ausmacht und unsere 
Ordnung aufrechterhält. Die AfD wisse, dass sie momentan noch keine 
absolute Mehrheit bekommen würde und eine gewalttätige Revolution 
nicht erfolgreich wäre. Daher würde sie alle Säulen des bestehenden 
Systems desavouieren, um zu einem späteren Zeitpunkt vom Volk geru-
fen zu werden. Man sollte Ansätze stärken, wie sie die Band „Feine 
Sahne Fischfilet“ verfolge, und den Jugendlichen eine andere Subkultur 
anbieten. (Anmerkung: Die Band „Feine Sahne Fischfilet“ wurde nach 
Einschätzung des Landesamtes für Verfassungsschutz MV als linksext-
rem eingestuft. Von der Band würden Bestrebungen gegen die FDGO 
ausgehen. Sie rufe zu Gewalt auf.3 Wir (Anmerkung: Aussage eines LI-
Mitarbeiters) müssten uns klarmachen, was das für Leute sind. Die wol-
len unsere Demokratie abschaffen. AfD-Vertreter seien, auch wenn sie 
sich tarnen, der festen Überzeugung, dass es eine Ungleichheit von 
Menschen gibt und solche Leute hätten im Diskurs nichts verloren. 
Schüler, Lehrer und Eltern müssten sich gemeinsam dagegen wehren, 
wenn AfD-Vertreter in Schulen auftreten wollen. Der Beutelsbacher Kon-
sens bedeute nicht, dass man Meinungen, die auf einer (Anmerkung: 
vermeintlichen) Ausgrenzungsideologie beruhen, zu Wort kommen las-
sen muss. Anderes wäre mit dem Beutelsbacher Konsens auch nicht 
gemeint gewesen und ein falsches Verständnis des Beutelsbacher Kon-
senses.4 Aufgrund der zahlreichen gravierenden Verstöße gegen das 
Gebot der politischen Neutralität während der als Lehrerfortbildung aner-
kannten Veranstaltung reichte die AfD-Fraktion Dienstaufsichtsbe-
schwerden gegen fünf leitende Mitarbeiter der Hamburger Schulbehörde 
– darunter mehrere Referatsleiter und den Direktor des Landesinstituts 
für Lehrerfortbildung und Schulentwicklung – ein.5 

4. In der Sitzung des Europaausschusses vom 8. Juni 2017 äußerten 
Schüler der Heinrich-Hertz-Schule, dass sie im Rahmen ihres EU-
Projekttages gerne auch mit einem Vertreter der AfD gesprochen hätten. 
Die verantwortlichen Lehrer der Heinrich-Hertz-Schule hätten gegen die-
sen Wunsch der Schüler ausdrücklich interveniert. Im Ausschussproto-

                                                      
2  Vergleiche https://www.facebook.com/pg/afd.hamburg.wandsbek/posts/?ref=page_internal 

(abgerufen am: 08.04.2018); https://twitter.com/FCKNZSHH/status/745191489647546368 
(abgerufen am: 08.04.2018). 

3  http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?doc.id=MWRE130002201& 
st=ent&showdoccase=1&paramfromHL=true#focuspoint (abgerufen am: 05.10.2016). 

4 Vergleiche umfassend die Drs. 21/6316; 21/6512; 21/6832; 21/7312; 21/7502; 21/7935. 
5 Vgl. https://afd-fraktion-hamburg.de/2017/05/03/verletzung-der-neutralitaetspflicht-afd-fraktion-

reicht-dienstaufsichtsbeschwerden-gegen-fuenf-leitende-mitarbeiter-der-hamburger-
schulbehoerde-ein/#comments (abgerufen am: 07.04.2018). 
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koll wird der Vorgang wie folgt beschrieben: „Die Schülerin und der 
Schüler von der Heinrich-Hertz-Schule (HHS) berichteten, sie hätten  
zuerst einen sogenannten Vorbereitungstag gehabt, auf dem bestimmte 
Projekte der EU vorgestellt worden seien: das Erasmusprojekt, das 
Freiwillige Soziale Jahr und ähnliche Projekte der EU. Dies sei für sie 
das erste Projekt an der HHS in Richtung EU gewesen und es sei gene-
rell eher neu für die HHS, einen Weg in Richtung EU einzuschlagen. 
Nach diesem Tag habe die Podiumsdiskussion mit den Politikerinnen 
und Politikern stattgefunden, wobei die Fragen hauptsächlich von den 
S2-Schülern entworfen worden seien. Die Fragen hätten sich auf The-
men wie es mit der EU weitergehe, den G20-Gipfel, den Brexit und den 
Rechtspopulismus in der EU konzentriert. Im Zusammenhang mit letzte-
rem Thema sei die Frage aufgeworfen worden, warum die AfD nicht zur 
Podiumsdiskussion eingeladen worden sei. In jeder Klasse sei es hierzu 
zu einer Nachbesprechung gekommen, weil viele Klassen entgegen der 
Meinung der Schulleitung, die AfD müsse nicht eingeladen werden,  
davon ausgegangen seien, zur Demokratie gehöre dazu, auch die AfD 
zu einer Podiumsdiskussion einzuladen, damit sich jede Schülerin/jeder 
Schüler eine eigene Meinung darüber bilden könne, wie sich alle Partei-
en die EU vorstellten. Nach dieser Fragerunde seien offene Fragen  
gestellt und beantwortet worden. Teilgenommen hätten bis auf die AfD 
alle in der Bürgerschaft vertretenen Parteien. Ihnen habe gut gefallen, 
die Standpunkte der jeweiligen Parteien zu erfahren, zumal einige dieses 
Jahr bereits wählen dürften. Es sei in jedem Fall persönlicher gewesen 
als Nachrichten zu schauen, Zeitungen zu lesen oder Entsprechendes 
zu googeln.“6 Auf AfD-Anfrage gab der Senat später zu, die Schulleiterin 
habe die Schulbehörde darüber informiert, dass die Schule Vertreter der 
im Bundestag vertretenen Parteien eingeladen und daher versäumt  
habe, Vertreter der AfD einzuladen. Die Schulleiterin bedauert das Ver-
sehen.7 

5. Mehrere Hinweisgeber haben der AfD-Bürgerschaftsfraktion berichtet, 
dass im Schuljahr 2016/2017 an Hamburger Schulen dazu aufgefordert 
wurde, gebrauchte Schulrucksäcke für Flüchtlingskinder zu spenden. Die 
Eltern berichten, dass die Kinder von den Klassenlehrern zum Spenden 
ihrer getragenen Rucksäcke indirekt gezwungen wurden, indem sie  
moralisch so unter Druck gesetzt wurden, dass sie (Kinder wie Eltern) 
der beziehungsweise den Aufforderung/en – auch widerwillig – zumeist 
Folge leisteten. Eine Mutter berichtet, dass sich ihr Kind dennoch wei-
gerte, seinen Schulranzen zu spenden, und warf in den Raum, warum es 
seinen Ranzen nicht einheimischen Kindern spenden solle/könne/dürfe. 
Daraufhin wurde das Kind von der Lehrerin kritisiert und von Mitschülern 
verbal und körperlich attackiert – unter anderem als „Rassist“ beschimpft 
– ohne dass Lehrer eingriffen. Das Mobbing hielt mehrere Wochen an.8 

6. In der „heißen“ Phase des Bundestagswahlkampfes fand am 7. Septem-
ber 2017 in der Staatlichen Gewerbeschule Bautechnik G19 eine Podi-
umsdiskussion mit Vertretern der in der Hamburgischen Bürgerschaft 
vertretenen Parteien statt. Direkt neben dem Tischpodium war ein gro-
ßes Protestschild mit der Aufschrift „F** AfD“ und dem Symbol der Antifa 
aufgestellt. Das Protestschild wurde trotz Anwesenheit von Fachlehrern 
und Schulleitungspersonal nicht entfernt.9 

                                                      
6  https://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/59318/bericht-des-europaausschusses% 

c3%bcber-das-thema-%e2%80%9eeu-projekttag-2017-in-hamburg%e2%80% 
9cselbstbefassung-gem%c3%a4%c3%9f-%c2%a7-53-absatz-2-der-gesch%c3% 
a4ftsordnungder-hamburgischen.pdf (abgerufen am: 07.04.2018) (Seite 4). 

7  Vergleiche umfassend Drs. 21/10694: https://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/ 
59593/lehrer-intervenieren-gegen-afd-vertreter-an-der-heinrich-hertz-schule-ii-.pdf (abgerufen 
am: 07.04.2018). 

8 Vergleiche umfassend die Drs. 21/7905 und 21/8884. 
9 https://twitter.com/AfD_Hamburg/status/911585874143522818 (abgerufen am: 08.04.2018). 
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7. In der „heißen“ Phase des Bundestagswahlkampfes fand am 11. Sep-
tember 2017 fand am Gymnasium Allee eine Podiumsdiskussion mit 
Vertretern aller in der Bürgerschaft vertretenen Parteien statt. In der ers-
ten Reihe hielten Schüler drei große und sehr gut sichtbare Plakate mit 
der Aufschrift „F** AfD“ nach oben. Die Schüler wurden erst nach einiger 
Zeit von den anwesenden Lehrkräften aufgefordert, das Plakat herunter-
zunehmen und nicht mit Zwischenrufen zu stören, sondern mit sachli-
chen Fragen und Argumenten teilzunehmen.10 

8. In der „heißen“ Phase des Bundestagswahlkampfes fand am 11. Sep-
tember 2017 am Gymnasium Altona eine Podiumsdiskussion mit Vertre-
tern aller in der Bürgerschaft vertretenen Parteien statt. Auf dem Fußbo-
den im Eingangsbereich war ein großer Schriftzug „AfD verhindern“ auf-
getragen, vermutlich von Schülern angefertigt. Erst nach Unterrichtung 
des AfD-Vertreters an den Schulleiter des Gymnasiums Altona, dass es 
sich hierbei um einen Verstoß gegen die Geschäftsordnungsbestimmung 
Nummer 14 der Behörde für Schule und Berufsbildung handeln würde, 
wurde der Schriftzug einige Zeit später entfernt.11 

9. Am 28.11.2017 fand am Landesinstitut für Schulentwicklung und Lehrer-
bildung (LI) eine reguläre Fortbildungsveranstaltung unter dem Titel 
„Trau mich nix zu Erdogan zu sagen. - Methodentraining für Lehrkräfte 
zu rechtspopulistischen Parteien aller Art“ statt. In der Beschreibung zur 
Veranstaltung heißt es: „Entweder die Erdoğan-Anhänger nehmen zu 
viel Raum ein in manchen Klassen oder sie halten mit ihrer Meinung hin-
term Berg, so dass wir an ihre problematischen Perspektiven erst gar 
nicht ran kommen. Und die anderen? In dieser Fortbildung geht es auch 
darum, wie ich im Klassenzimmer Schüler_innen, die nicht auf der Seite 
Erdoğans sind, nicht mit der Neuen Rechten in Deutschland flirten, son-
dern liberalere und differenziertere Meinungen haben, sichtbar machen 
kann. Ich werde Methoden mit Ihnen trainieren, bei denen Schüler_innen 
überhaupt erstmal lernen können Ihre Positionen zu vertreten, zu  
begründen und offen zu hinterfragen. Primär geht es dabei um die Stär-
kung der demokratisch Überzeugten, diese „lauter“ zu machen und die 
Wankelmütigen an den Grenzen bewusst anzusprechen. Unterrichtsma-
terialien werden, wo vorhanden, gereicht. Im zweiten Teil der Fortbildung 
werden wir gemeinsam daran arbeiten, welche Strategien wir anwenden 
können, um auch inhaltlich etwas entgegenzusetzen.“12 Der Senat ver-
weigert Angaben zu parteirelevanten Inhalten und Aussagen während 
der Veranstaltung. Geht man von dem Titel und der Beschreibung der 
Veranstaltung aus, so wird bereits deutlich, dass die Prinzipien des Beu-
telsbacher Konsenses sowie die aus dem Grundgesetz abgeleitete Ver-
pflichtung zur politischen Neutralität nicht eingehalten werden. Darüber 
hinaus besteht ein Anfangsverdacht, dass auch während der Veranstal-
tung gegen diese Prinzipien verstoßen wurde.13 

10. Die AfD-Bürgerschaftsfraktion hat von mehreren Personen Hinweise  
darauf erhalten, dass an der Stadtteilschule Süderelbe mindestens seit 
dem Schuljahr 2017/2018 verstärkt parteipolitische Einflussnahmen  
zulasten der AfD stattfinden. Die Hinweisgeber behaupten zu den mut-
maßlichen Vorgängen in einer uns schriftlich vorliegenden Dokumentati-
on: Die „Geschichtslehrerin Frau ******* soll in einer „Geschichtsstunde 
im Januar des Jahres 2018 in der Klasse **“ zu den Schülern gesagt  
haben, dass diese „niemals die AfD wählen sollten, wenn sie einmal 
wählen dürfen“. Die „Geschichtslehrerin Frau ********“ soll in der „Gesell-

                                                      
10 Vergleiche umfassend Drs. 21/10700. 
11 Vergleiche umfassend Drs. 21/10693. 
12 https://tis.li-hamburg.de/web/guest/catalog/detail?tspi=40587_ (abgerufen am: 08.03.2018). 
13  Vergleiche umfassend Drs. 21/11369, unter: https://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/ 

dokument/61657/politische-indoktrination-am-landesinstitut-f%C3%BCr-lehrerbildung-und-
schulentwicklung-.pdf (abgerufen am: 08.04.2018). 
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schaftsstunde am **.*. in der *. Stunde in der Klasse ** um ca. **** Uhr“ 
die AfD mit der NSDAP verglichen und in diesem Zusammenhang die 
Behauptung aufgestellt haben, dass „die NSDAP so eine Partei ist wie 
heutzutage die AfD“; „Viele Lehrer“ würden an der Schule „Schlechtes 
über die AfD sagen und Witze über die Partei machen“. Einem Schüler, 
der von seinem Vorhaben berichtete, er wolle ein Praktikum bei einer 
Partei machen, wurde gesagt, dass er „bestmöglich kein Praktikum bei 
der AfD machen sollte“. „Lehrer an der Schule“ würden auch „versuchen, 
so gut wie es nur geht, keine politischen Events zu organisieren (z.B. 
Diskussionen mit Politikern von verschiedenen Parteien), da sie befürch-
ten, dass die AfD dann auch eingeladen werden müsste“. Entsprechen-
de Gespräche zwischen verschiedenen Lehrern seien von Schülern, die 
in der Pause neben Lehrern standen, beobachtet/mitgehört worden. Der 
Schulleitung sind die geschilderten Vorfälle durch die Parlamentarische 
Anfrage bekannt geworden. Mit der betreffenden Lehrkraft hat sie dies-
bezüglich ein Gespräch geführt, in dem die Lehrkraft auf das Neutrali-
täts- und Mäßigungsgebot hingewiesen wurde. Der genaue Wortlaut der 
Ausführungen der Lehrkraft lässt sich nicht mehr rekonstruieren, die 
Lehrkraft erinnert die fragliche Passage der Unterrichtsstunde anders als 
dargestellt. Thema des Gesellschaftsunterrichts sei das Thema Mei-
nungsfreiheit sowie Nationalsozialismus gewesen.14 

Geht man davon aus, dass die Meldung solcher Vorfälle an die AfD-
Bürgerschaftsfraktion mit einer gewissen Hemmschwelle verbunden ist, so 
könnte es eine hohe Dunkelziffer an derartigen Verstößen gegen das Gebot 
zur politischen Neutralität, den Beutelsbacher Konsens sowie die Geschäfts-
ordnungsbestimmung Nummer 14 der Behörde für Schule und Berufsbildung 
geben. Außerdem könnten auch andere Parteien von Fällen politischer  
Indoktrination betroffen sein. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat: 

Zu den im Vortext dieser Anfrage dargestellten Vorgänge hat der Senat überwiegend 
im Rahmen von Parlamentarischen Anfragen bereits ausführlich Stellung genommen 
und den jeweiligen Sachverhalt dargestellt, siehe Drs. 21/4295, 21/4426, 21/4760, 
21/5318, 21/6316, 21/6512, 21/6832, 21/7312, 21/7502, 21/7905, 21/7935, 21/8884, 
21/9860, 21/10693, 21/10694, 21/10700, 21/12369 und 21/12370. Außerdem erfolgte 
zum Teil eine direkte Intervention durch die für Bildung zuständige Behörde.  

Das Gebot zur politischen Neutralität „im Innenverhältnis“ zum Dienstherrn ergibt sich 
für Beamte aus § 33 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) und gilt für Tarifbeschäftigte 
des öffentlichen Dienstes gleichermaßen. Parteipolitische Neutralität meint dabei, 
dass die Beschäftigten im öffentlichen Dienst jeder verfassungsmäßigen Regierung 
zur Verfügung stehen. Sowohl Beamten als auch den Arbeitnehmern sind allerdings 
dennoch die grundgesetzlich gewährte Meinungs- und Meinungsäußerungsfreiheit 
und damit auch die Freiheit der politischen Gesinnung und Betätigung eingeräumt, 
siehe auch Drs. 21/10085. 

Das dagegen „nach außen“ gerichtete Neutralitätsgebot findet seinen Rechtsgrund in 
Artikel 20 und Artikel 21 Grundgesetz (GG) und beinhaltet, dass Staatsorgane weder 
zugunsten noch zulasten einer politischen Partei in den Wahlkampf beziehungsweise 
über Zeiten des Wahlkampfes hinaus wirken dürfen. Neutralität gegenüber allen nicht 
durch das Bundesverfassungsgericht verbotenen Parteien ist demnach ein Wesens-
merkmal aller Verwaltungsarbeit im demokratischen Rechtsstaat. Alle Präzisierungen 
für das schulische Handeln finden sich in den §§ 2 und 3 Hamburgisches Schulgesetz 
(HmbSG) sowie in den Bildungsplänen und der Geschäftsordnungsbestimmung 
Nummer 14 der zuständigen Behörde bezüglich Politischer Werbung in Diensträumen 
(SchulRHH 5.11.2). Die Geschäftsordnungsbestimmung Nummer 14 der Behörde für 
Schule und Berufsbildung (BSB) (vom 17.01.1974 mit den ab 01.03.1980 geltenden 

                                                      
14 Vergleiche umfassend Drs. 21/12370. 
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Änderungen) ist eine behördeninterne Anordnung und betrifft die politische Werbung 
in Diensträumen. Danach ist die Werbung für politische Parteien und Organisationen 
in den Diensträumen der für Bildung zuständigen Behörde, zu denen auch Schulge-
bäude und Schulgrundstücke gehören, grundsätzlich untersagt (Ziffer 1). Die nicht 
zulässige Werbung erstreckt sich gemäß Ziffer 2.1 insbesondere auch auf die Vertei-
lung von Druckschriften, Flugblättern oder Plakaten von politischen Parteien, Gewerk-
schaften und Verbänden, in welchen zu Aktivitäten aufgerufen wird, die die politische 
Neutralität der Schule und die Loyalität von Schulleitern und Lehrern infrage stellen. 
Von dieser Anordnung werden unter anderem Einladungen von Schulen an Vertreter 
politischer Parteien im Rahmen des politischen Unterrichts nicht berührt, sofern  
sichergestellt ist, dass alle in der Bürgerschaft vertretenen Parteien gleichmäßig  
berücksichtigt werden (Ziffer 2.2 1. Spiegelstrich). 

Der sogenannte Beutelsbacher Konsens ist hingegen nicht das Ergebnis eines forma-
len Entscheidungs- beziehungsweise Gesetzgebungsprozesses, sondern eine  
Zusammenfassung eines Expertengesprächs, das im Herbst 1976 in Beutelsbach 
stattfand. Er hat als Grundsätze das „Kontroversitätsgebot“, das „Indoktrinations-/ 
Überwältigungsverbot“ und die „Schülerorientierung“ aufgestellt, die Bestandteile des 
„Berufsethos“ all derer geworden sind, die politische Bildung betreiben. Er ist zentrale 
Arbeitsgrundlage für den professionellen Diskurs politischer Bildung in Schule und 
Erwachsenenbildung. Insofern ist die Auseinandersetzung mit dem Beutelsbacher 
Konsens in allen Phasen der Lehrerbildung (erste Phase: universitäre Ausbildung, 
zweite Phase: Vorbereitungsdienst, dritte Phase: Weiterbildung) für die gesellschafts-
wissenschaftlichen Fachbereiche und Aufgabengebiete integraler Bestandteil der Ver-
anstaltungen im Rahmen der Lehrerbildung und somit auch leitend für die Lehrkräfte.  

Der Beutelsbacher Konsens ist jedoch, ebenso wenig wie das Münchner Manifest, als 
eine Rechtsvorschrift zu verstehen, sondern als Leitlinie des professionell-päda-
gogischen Ethos und Diskurses. Die Grundsätze des Beutelsbacher Konsenses sind 
Grundlagen einer freiheitlich-demokratisch politischen Bildung. Im Sinne des Überwäl-
tigungsverbotes muss zum Beispiel stets klar sein, dass die Positionierung der Lehr-
kraft eine unter vielen möglichen ist. Im Zusammenspiel mit dem Gebot der Schüler-
orientierung bedeutet dies auch, dass je jünger Lernende sind, desto zurückhaltender 
eine Lehrkraft mit eigenen Positionierungen sein sollte. Das Kontroversitätsgebot ist in 
der konkreten Umsetzung durch die Notwendigkeit zur didaktischen Reduktion  
begrenzt, so kann nicht jederzeit zu jeder Fragestellung jedmögliche Position betrach-
tet werden. Die Bezugsnorm zur Auswahl von legitimen Positionen in Lernprozessen 
politischer Bildung bildet die freiheitlich-demokratische Grundordnung (FDGO). Wer-
den im Diskurs die Grenzen der FDGO, so zum Beispiel der Menschenwürde über-
schritten, sind Lehrkräfte angehalten, Position für Menschenwürde und die Grundrech-
te zu beziehen sowie mögliche Menschenverachtung und Demokratiefeindlichkeit 
entsprechend zu markieren. Siehe hierzu auch http://www.bpb.de/gesellschaft/ 
bildung/politische-bildung/193225/kontroversitaet (Zugriff: 27.04.2018). 

Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt: 

1. Durch welche Rechtsvorschriften wird die Verpflichtung zur politischen 
Neutralität an Hamburger Schulen geregelt? Bitte anhand sämtlicher  
relevanter Rechtsvorschriften (unter anderem Grundgesetz der Bundes-
republik Deutschland, Hamburgisches Schulgesetz, Geschäftsordnungs-
bestimmungen der BSB, Dienst- oder Verwaltungsvorschriften, Beutels-
bacher Konsens, Münchner Manifest, Lehr- und Bildungspläne, rich-
tungsweisende Urteile, andere nicht genannte Rechtsquellen und/oder 
Beschlüsse) umfassend erläutern. 

Siehe Vorbemerkung sowie Antworten zu 4., 6. und 7. Im Übrigen siehe Drs. 21/4426 
und 21/12878.  

2. Wie weit ist die Verpflichtung zur politischen Neutralität/dem Beutelsba-
cher Konsens an Hamburger Schulen gefasst? Schließt diese im enge-
ren Sinne lediglich das Verbot parteipolitischer Werbung/Einfluss-
nahme/Überwältigung ein oder darf in einem weiteren Sinne auch nicht 
einseitig für oder gegen spezifische Weltanschauungen/politische 
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Grundhaltungen (links, rechts, konservativ, zuwanderungskritisch, islam-
kritisch et cetera) indoktriniert werden? 

Die drei Grundprinzipien des Beutelsbacher Konsens – Überwältigungsverbot, Kont-
roversitätsgebot, Schülerorientierung – sind Grundlagen der Didaktik des Politikunter-
richts. Sie dienen unter Berücksichtigung des aus § 2 HmbSG formulierten Bildungs- 
und Erziehungsauftrages als Anleitung für die Tätigkeit der Politik unterrichtenden 
Lehrkräfte mit dem Ziel, professionelles Handeln im Politikunterricht sicherzustellen. 
Die Lehrkräfte sind verpflichtet, ihren Schülerinnen und Schülern keine Meinung auf-
zuzwingen und kontroverse Themen auch als solche darzustellen. Im Übrigen siehe 
Drs. 21/4295 und 21/4760. 

3. In welchen Phasen der Hamburger Lehreraus- und Fortbildung werden 
die Rechtsgrundlagen zur Verpflichtung zur politischen Neutralität in 
welchen Umfängen vermittelt? Bitte sämtliche hierzu in den Studienord-
nungen zu den einzelnen in Hamburg angebotenen Lehramtsstudien-
gängen, Ausbildungsmodulen des Referendariats/Vorbereitungsdienstes 
und Fortbildungsbestimmungen am LI unter Angabe der einzuhaltenden 
Inhalte und Umfänge erläutern. 

Nach Aussage der Universität Hamburg (UHH) vermitteln die Lehramtsstudiengänge 
der UHH eine wissenschaftliche Grundlage zur Ausbildung von Lehrerprofessionalität.  

Die überfachliche Ausbildung in den Hauptseminaren und Modulen sowie die fachli-
che Ausbildung in den Fachseminaren orientiert sich an den Grundsätzen, die in den 
folgenden Bezugspapieren dargelegt sind: 

 der überfachliche „Referenzrahmen für die Ausbildung von Lehrkräften im Vorbe-
reitungsdienst“,  

 der „Wegweiser für Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst“,  

 die Ausbildungscurricula der Fach- und Hauptseminare  

 sowie die Bildungs- und Rahmenpläne der Fächer.  

Die genannten Papiere enthalten unter anderem auch Hinweise zum Rollenverständ-
nis von Lehrkräften auf das Neutralitätsgebot, das Kontroversitätsgebot und den  
Umgang mit Diversität. 

Bereits zu Beginn des Vorbereitungsdienstes wird in einer verbindlichen Veranstaltung 
zum Schul- und Dienstrecht sowie im Rahmen der verpflichtenden Vereidigung unter 
anderem auf § 2 HmbSG sowie auf die beamtenrechtlichen Rechte und Pflichten, die 
zum Beispiel mit dem Gebot zur politischen Neutralität einhergehen, hingewiesen. 

Die konkrete Auseinandersetzung mit dem Beutelsbacher Konsens sowie der unter-
richtliche Umgang mit politischen Fragen, Konflikten und Positionen gehören zum 
Kern der Fachseminararbeit insbesondere der gesellschaftswissenschaftlichen  
Fächer, Lernebereiche und Aufgabengebiete. In den Fachseminaren der gesell-
schaftswissenschaftlichen Fächer (48 Stunden in 18 Monaten) wird der Beutelsbacher 
Konsens fallbezogen thematisiert.  

Im Ausbildungscurriculum für den Lernbereich Gesellschaftswissenschaften heißt es 
dazu: 

Kompetenzbereich 1: Rollenkompetenz (RK) und deren Reflexion: „Die LiV… 

o RK1: bildet, erzieht und agiert auf der Basis des Beutelsbacher Konsens’“ 

o RK2: „reflektiert sich als Unterrichtende/r sowie als „homo politicus“ kritisch auf den 
Grundlagen des Schulgesetztes und der geltenden Bildungspläne“ (S.1) 

In den fachlichen Bewertungskriterien einer unterrichtspraktischen Prüfung im Fach 
Geschichte/Politik ist formuliert: „Die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst unterstützt die 
Schülerinnen und Schüler dabei,  

o den Lerngegenstand historisch strukturierend, quellenkritisch und forschend-trans-
formierend (Rekonstruktion – Dekonstruktion) sowie perspektivwechselnd zu bear-
beiten,  
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o fördert die narrative Kompetenz (Darstellung des Historischen), die Gattungskom-
petenz (historische Genres, Authentizität und empirische Triftigkeit), die Interpreta-
tionskompetenz (zeitgebundene Sinnvorstellungen) und die geschichtskulturelle 
Kompetenz (wissenschaftliche, rhetorische und kontrafaktische Sinnbildungen), 

o zeigt die notwendigen Lehrerkompetenzen (Auxiliarkompetenz, curriculare Kompe-
tenz, Diagnosekompetenz) in domänenspezifischer Weise. Dabei sind Problemlö-
sungsfähigkeiten – soweit möglich – alltagsweltlich herzuleiten und geschichts-
theoretisch zu begründen.“ 

Insgesamt sind für die Gesamtbeurteilung der Prüfungsleistungen alle Grundsätze der 
Ausbildung maßgeblich. Die Bestimmungen des „Beutelsbacher Konsens“ sind dann 
expliziter Bestandteil von Prüfungen, wenn es, insbesondere in den gesellschaftswis-
senschaftlichen Fächern, Lernbereichen und Aufgabengebieten, in den Prüfungen um 
die Kontroversität von Positionen in unterrichtlichen Praxissituationen geht.  

Im Übrigen siehe Drs. 21/4426 und 21/4760. 

4. Welche Dienstpflichten/Gebote leiten sich aus der Verpflichtung zur poli-
tischen Neutralität für 

a) beamtete, 

b) angestellte und 

c) nicht fest angestellte oder verbeamtete Mitarbeiter (zum Beispiel 
Hilfs- oder Honorarkräfte) der BSB im Rahmen ihrer Diensttätigkeit 
und ihres politischen Engagements außerhalb der Dienstausübung 
ab? 

Bitte hierbei auch umfassend auf die Bestimmungen des Beamtensta-
tusgesetzes, des Hamburgischen Beamtengesetzes und der arbeits-
rechtlichen Bestimmungen/Verträge für angestellte Lehrer/Mitarbeiter 
und nicht fest angestellte oder verbeamtete Lehrer/Mitarbeiter der BSB 
eingehen. 

Die für Beamtinnen und Beamte geltende sogenannte politische Neutralitätspflicht 
leitet sich aus § 33 Absatz 1 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) ab. Danach dienen 
Beamtinnen und Beamte dem ganzen Volk, nicht einer Partei. Sie haben ihre Aufga-
ben unparteiisch und gerecht zu erfüllen und ihr Amt zum Wohl der Allgemeinheit zu 
führen. Sie müssen sich durch ihr gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen und für deren Einhal-
tung eintreten. Beamte dürfen ihre Unparteilichkeit/Unbefangenheit, Objektivität und 
Gesetzestreue auch durch politisches Verhalten nicht beeinträchtigen. Angesichts der 
hohen Bedeutung des Grundrechts auf Meinungsfreiheit sind jedoch legale politische 
Betätigungen und Meinungsäußerungen durch das Grundgesetz geschützt. Im Übri-
gen siehe Vorbemerkung und Drs. 21/10085. 

Befristet oder unbefristet Angestellte, das heißt tarifbeschäftigte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, sind arbeitsvertraglich unter Bezugnahme auf den TV-L (§ 3 Absatz 1) 
dazu verpflichtet, die geschuldete Leistung gewissenhaft und ordnungsgemäß auszu-
führen und sich durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung im Sinne des Grundgesetzes zu bekennen. Die Pflichten, die sich für Beamte 
aus § 33 BeamtStG ergeben, gelten für Tarifbeschäftigte gleichermaßen. Wie den 
Beamten ist auch den Arbeitnehmern grundsätzlich die Freiheit der politischen Gesin-
nung und Betätigung eingeräumt. 

Honorarkräfte sind keine Beschäftigten der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH). 
Mit ihnen wird ein freiberuflicher Dienstvertrag geschlossen, der sie vertraglich ver-
pflichtet, die mit ihnen vereinbarten Leistungen fachlich angemessen und in üblicher 
Qualität zu erbringen. 

5. Welche dienst-/arbeitsrechtlichen Konsequenzen drohen Mitarbeitern 
der BSB, wenn sie gegen die rechtlichen Bestimmungen zur Einhaltung 
der Verpflichtung zur politischen Neutralität verstoßen? Bitte von der 
kleinstmöglichen Intervention/Konsequenz bis zur höchstmöglichen 
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dienst-/arbeitsrechtlichen Konsequenz (zum Beispiel in besonders gra-
vierenden Fällen und im Wiederholungsfall) erläutern für 

a) beamtete, 

b) angestellte und 

c) nicht fest angestellte oder verbeamtete Mitarbeiter (zum Beispiel 
Hilfs- oder Honorarkräfte) der BSB. 

Ausführungen zu konkreten arbeits- oder dienstrechtlichen Konsequenzen bei einem 
Verstoß gegen das Gebot zur politischen Neutralität würden eine Bewertung erfor-
dern, die – wie bei allen dienstrechtlichen Maßnahmen – von der konkreten Situation 
abhängt und so abstrakt nicht beantwortet werden können. Im Übrigen korrespondiert 
mit dem parlamentarischen Fragerecht ein Anspruch auf Auskunft, nicht aber ein  
Anspruch auf meinungsbildende Stellungnahmen (vergleiche ThürVerfGH, Urteil vom 
19.12.2008 – 35/07 –, juris Nummer 177). Dies gilt auch für hypothetische Fragestel-
lungen, mit denen der Senat sich daher auch im vorliegenden Fall nicht befasst hat.  

Honorarkräfte stehen in keinem Dienst- oder Arbeitsverhältnis zur Freien und Hanse-
stadt Hamburg.  

6. In welchen Bereichen der BSB (Schulen, LI, Landeszentrale für politi-
sche Bildung, einzelne Unterrichtsfächer) gelten die Prinzipien des Beu-
telsbacher Konsenses als verpflichtend einzuhaltende Prinzipien bei der 
Dienstausübung und wo sind diese jeweils festgeschrieben? 

Die Grundsätze des Beutelsbacher Konsens gelten sowohl für den schulischen Unter-
richt allgemein- beziehungsweise gesellschaftspolitischer Themen, das heißt im Kern 
für das Fach PGW und den Lernbereich Gesellschaftswissenschaften, siehe Vorbe-
merkung und Antwort zu 2. sowie Drs. 21/4295 und 21/4426 als auch für die Ausbil-
dung am LI, siehe Antwort zu 3. Ebenso beachtet die Landeszentrale für politische 
Bildung in sämtlichen inhaltlichen Maßnahmen und Aufgabenstellungen die in der 
politischen Bildung festgelegten Grundsätze des Beutelsbacher Konsenses.  

7. In welchen Bereichen (Schulen, LI, Landeszentrale für politische Bil-
dung, einzelne Unterrichtsfächer) gelten die Prinzipien des Münchner 
Manifests (1997) als verpflichtend einzuhaltende Prinzipien bei der 
Dienstausübung und wo sind diese jeweils festgeschrieben? 

Das „Münchner Manifest“ vom 26. Mai 1997 „Demokratie braucht politische Bildung“ 
beschreibt Grundsätze für die Arbeit der Bundeszentrale und die Landeszentralen für 
politische Bildung. Die Landeszentrale für politische Bildung der Freien und Hanse-
stadt Hamburg beachtet in sämtlichen inhaltlichen Maßnahmen und Aufgabenstellun-
gen die in der politischen Bildung festgelegten Prinzipien dieses „Münchner Mani-
fests“. Auf Schulen beziehungsweise schulischen Unterricht sowie in der Ausbildung 
der Lehrkräfte entfalten die dort niedergelegten Prinzipien keine unmittelbare Wirkung. 

8. Wie können/sollen/müssen konkrete oder mutmaßliche Fälle von Ver-
stößen gegen die Verpflichtung zur politischen Neutralität an Hamburger 
Schulen gemeldet/angesprochen werden? Bitte das Verfahren unter  
Angabe der rechtlich gebotenen, aber auch pädagogisch angemessenen 
Schritte angeben für folgende Personengruppen: 

a) Schüler (Grundschüler, Sekundarschüler der SEK I, volljährige 
Schüler der SEK II), 

b) Eltern/Erziehungsberechtigte, 

c) Mitglieder der Elternvertretung, 

d) Lehrer/Mitarbeiter der BSB als Kollegen, 

e) Schulleitungspersonal. 

Bitte hierzu umfassend erläutern, an welche Personen (Fachlehrer, 
Dienstvorgesetzte, Schulleitungspersonal, Schulaufsichtsbeamte) bezie-
hungsweise Stellen innerhalb der BSB sich die Betroffenen zuerst und 
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auch im Wiederholungsfall melden sollen und die dazu einzuhaltenden 
Rechtsvorschriften benennen. 

Verstöße gegen die Verpflichtung zur politischen Neutralität an Hamburger Schulen 
können von allen unter a) bis e) genannten Personen im Form einer Beschwerde an 
die Vorgesetze beziehungsweise den Vorgesetzten der Beschäftigten beziehungswei-
se des Beschäftigten, an die Dienstvorgesetzten oder die zuständige Behörde gerich-
tet werden. Die unter d) und e) genannten Personen sind auch in solchen Fällen ver-
pflichtet, den Dienstweg einzuhalten, in dem sie sich an ihre/n jeweilige Vorgesetzte 
beziehungsweise jeweiligen Vorgesetzten und gegebenenfalls an die nächst höhere 
Vorgesetzte beziehungsweise den nächst höheren Vorgesetzen wenden. Im Falle 
einer schriftlichen Dienstaufsichtsbeschwerde handelt es sich um eine besondere 
Form der Petition, die nach Artikel 17 des GG jeder Bürgerin beziehungsweise jedem 
Bürger freisteht. 

9. Werden Verstöße gegen die Verpflichtung zur politischen Neutralität/den 
Beutelsbacher Konsens an Hamburger Schulen von der BSB dokumen-
tiert beziehungsweise gibt es eine Verpflichtung zur Meldung solcher 
Verstöße? Bitte umfassend unter Erläuterung des Verfahrens und der 
dazu gültigen Rechtsbestimmungen erläutern. 

Wenn nein: Warum findet eine Dokumentation/Meldung nicht statt und 
welche Kenntnisse hat die BSB allgemein über das Ausmaß von Verstö-
ße gegen die Verpflichtung zur politischen Neutralität an Hamburger 
Schulen/gegen den Beutelsbacher Konsens? 

Nein. Bei Verstößen werden die im Einzelfall gebotenen dienst- und arbeitsrechtlichen 
Maßnahmen, sofern sie Beschäftigte an Schulen betreffen, von den jeweiligen Schul-
leitungen als Dienstvorgesetzte geprüft und gegebenenfalls durchgeführt. Es wird kein 
Bedarf für eine zentrale Erfassung beziehungsweise für eine Erhebung der Gründe für 
die Maßnahme gesehen. Im Übrigen siehe Drs. 21/4426.  

10. Werden aus Verstößen gegen die Verpflichtung zur politischen Neutrali-
tät/den Beutelsbacher Konsens an Hamburger Schulen hervorgehende 
dienst-/arbeitsrechtliche Maßnahmen zumindest in den Personalakten 
der Mitarbeiter der BSB dokumentiert? Bitte unter Bezugnahme zur 
Rechtsquelle umfassend erläutern, welche Angaben dazu erfasst wer-
den und die folgenden Status berücksichtigen: 

a) beamtete, 

b) angestellte und 

c) nicht fest angestellte oder verbeamtete Mitarbeiter (zum Beispiel 
Hilfs- oder Honorarkräfte) der BSB. 

Welche Unterlagen Eingang in die Personalakten der beamteten und angestellten 
Beschäftigten finden, ist in den §§ 85 fortfolgende Hamburgisches Beamtengesetz 
(HmbBG) und der „Anordnung über die Führung und Verwaltung der Personalakten 
der hamburgischen Beamtinnen und Beamten vom 11.02.1997“ geregelt. Diese Vor-
schriften gelten gemäß § 28 Absatz 3 Hamburgisches Datenschutzgesetz (HmbDSG) 
auch für alle anderen Beschäftigten, für die Personalakten geführt werden. Abmah-
nungs- und Disziplinarvorgänge werden zum Teil C 3 der Personalakten genommen. 
Für Honorarkräfte, die keine Beschäftigten der Freien und Hansestadt Hamburg sind, 
werden keine Personalakten geführt. 

11. Wie viele und welche dienst-/arbeitsrechtliche/n Maßnahmen gegen Mit-
arbeiter der BSB aufgrund von Verstößen gegen das Neutralitätsgebot, 
den Beutelsbacher Konsens oder der GO Nummer 14 der BSB wurden 
im Zeitraum von 2013 bis heute ergriffen? Bitte aufschlüsseln nach Jahr, 
Art des Verstoßes und erfolgter dienst-/arbeitsrechtlicher Maßnahme. 

Keine. Im Übrigen siehe Antwort zu 9. und Drs. 21/4426.  

12. Wie viele Dienstaufsichtsbeschwerden gegen Mitarbeiter der BSB auf-
grund von Verstößen gegen das Neutralitätsgebot, den Beutelsbacher 
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Konsens oder der GO Nummer 14 der BSB wurden im Zeitraum von 
2013 bis heute eingereicht? Bitte aufschlüsseln nach Jahr, Art des Ver-
stoßes und erfolgter dienst-/arbeitsrechtlicher Maßnahme. 

Grundsätzlich werden Dienstaufsichtsbeschwerden in der Reihenfolge ihres Eingangs 
durch die jeweils zuständige Person bearbeitet. Dabei werden weder die Anzahl noch 
die Beschwerdegründe explizit erfasst.  

Nach Kenntnis der zuständigen Behörde wurde im Jahr 2017 eine Dienstaufsichtsbe-
schwerde gegen fünf Mitarbeiter der BSB wegen vermeintlicher Verstöße gegen das 
Neutralitätsgebot, den Beutelsbacher Konsens und die GO Nummer 14 eingereicht. 
Die vorgeworfenen Verstöße konnten nicht festgestellt werden. Der Beschwerdeführer 
wurde schriftlich informiert. Weitere Dienstaufsichtsbeschwerden aufgrund von Ver-
stößen gegen das Neutralitätsgebot, den Beutelsbacher Konsens oder der GO Num-
mer 14 sind der für Bildung zuständigen Behörde nicht bekannt. Im Übrigen siehe 
Antwort zu 9. 

13. Die Geschäftsordnungsbestimmung Nummer 14 der Behörde für Schule 
und Berufsbildung (2.2) regelt „Einladungen von Schulen an Vertreter 
von politischen Parteien im Rahmen des politischen Unterrichts und Ein-
ladungen von Organen des Schulverfassungsgesetzes“. Demnach muss 
sichergestellt sein, „dass alle in der Bürgerschaft vertretenen Parteien 
gleichmäßig berücksichtigt werden“.15 Welche politischen Veranstaltun-
gen gemäß der angeführten Geschäftsordnungsbestimmung fanden seit 
der aktuellen Legislatur (21. Bürgerschaft) statt und welche Parteivertre-
ter wurden zu den Veranstaltungen eingeladen? 

Bitte mittels einer Abfrage an allen Hamburger Schulen nach folgenden 
Kriterien aufschlüsseln: 

a) Schule, Titel der Veranstaltung, Veranstaltungsdatum, vollständige 
Namen und Parteizugehörigkeit aller eingeladenen Parteivertreter, 
weitere Diskutanten und ihre Organisation(en); 

b) Organ des Schulverfassungsgesetzes, Titel der Veranstaltung, Ver-
anstaltungsdatum, vollständige Namen und Parteizugehörigkeit aller 
eingeladenen Parteivertreter, weitere Diskutanten und ihre Organi-
sation(en). 

Die Geschäftsordnungsbestimmung Nummer 14 regelt, dass die Werbung für politi-
sche Parteien und Organisationen in den Diensträumen der für Bildung zuständigen 
Behörde, zu denen auch Schulgebäude und Schulgrundstücke gehören, grundsätzlich 
untersagt ist, siehe auch Vorbemerkung. Diese Regelung umfasst jedoch nicht das 
Verbot, einzelne Politiker/Politikerinnen einzuladen, die zu bestimmten Themen refe-
rieren, wie zum Beispiel beim EU-Projekttag.  

Die erfragten Daten werden von der für Bildung zuständigen Behörde nicht zentral 
erfasst. Daher erfolgte eine Schulabfrage an allen weiterführenden staatlichen und 
beruflichen allgemeinen Schulen. Um den Rechercheaufwand der Schulen zu begren-
zen, wurden die Schulen gebeten, Angaben für die Schuljahre 2016/2017 und 
2017/2018 zu machen. Mit Stand vom 18. Mai 2018 haben 122 von 123 allgemeinbil-
denden und alle berufsbildenden Schulen geantwortet. Eine abschließende Qualitäts-
sicherung war im Rahmen der zur Beantwortung zur Verfügung stehenden Zeit nicht 
möglich. Im Übrigen siehe Anlage.  

14. Welche dienst-/arbeitsrechtlichen Konsequenzen drohen Mitarbeitern 
der BSB, wenn sie gegen die rechtlichen Vorgaben der Geschäftsord-
nungsbestimmung Nummer 14 der Behörde für Schule und Berufsbil-
dung (2.2) verstoßen? Bitte von der kleinstmöglichen Intervention/ 
Konsequenz bis zur höchstmöglichen dienst-/arbeitsrechtlichen Konse-

                                                      
15  http://www.schulrechthamburg.de/jportal/portal/bs/18/page/sammlung.psml?doc.hl=1&doc. 

id=VVHA-VVHA000000114&documentnumber=4&numberofresults=4&doctyp= 
vvhhschulr&showdoccase=1&doc.part=F&paramfromHL=true (abgerufen am: 07.04.2018). 
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quenz (zum Beispiel in besonders gravierenden Fällen und im Wiederho-
lungsfall) erläutern für 

a) beamtete, 

b) angestellte und 

c) nicht fest angestellte oder verbeamtete Mitarbeiter (zum Beispiel 
Hilfs- oder Honorarkräfte) der BSB. 

Siehe Antwort zu 5. 

15. Wie regelmäßig informiert die BSB ihre Mitarbeiter über die vielfältigen 
rechtlichen Bestimmungen zur Verpflichtung zur Neutralität (zum Bei-
spiel im Vorfeld von Wahlen) und welche Informationen/Anweisungen 
sind diesbezüglich seit dieser Legislatur erfolgt? Bitte die erfolgten  
Informationen/Anweisungen dieser SGA anhängen. 

Alle Beschäftigten werden bei ihrer Einstellung über ihre allgemeinen Pflichten und 
Rechte schriftlich informiert. Die Pflicht zur politischen Neutralität nach § 33 BeamtStG 
gehört dabei zu den Grundpflichten aller im öffentlichen Dienst Beschäftigten. Im Vor-
feld der Bundestagswahl im September 2017 hat die für Bildung zuständige Behörde 
zuletzt im Juni 2017 im Rahmen einer Dienstanweisung auf das nach außen gerichte-
te Neutralitätsgebot (aus Artikel 20 und 21 GG) hingewiesen und den Schulen schrift-
lich mitgeteilt, dass bei schulischen Veranstaltungen mit Repräsentanten politischer 
Parteien stets allen in der Bürgerschaft vertretenen Parteien Gelegenheit zu Teilnah-
me gegeben werden muss. Siehe auch Drs. 21/9529. 

16. Welche zusätzlichen Maßnahmen, Kampagnen, Aufklärungsprogramme 
hat die BSB in der Vergangenheit durchgeführt, um für das Einhalten der 
Verpflichtung zur politischen Neutralität an Hamburger Schulen zu wer-
ben beziehungsweise diese sicherzustellen? Bitte umfassend erläutern. 

Über die Erwähnung des Beutelsbacher Konsens als Vorgabe für die Gestaltung des 
Unterrichts in den Fächern Politik/Gesellschaft/Wirtschaft beziehungsweise des Lern-
bereichs Gesellschaftswissenschaften in den Rahmenplänen der genannten Fächer 
hinaus (siehe hierzu auch Drs. 21/4426) wurden keine zusätzlichen Maßnahmen oder 
Programme im Sinne der Frage umgesetzt. Angesichts der thematischen Veranke-
rung des Beutelsbacher Konsens in der Aus- und Fortbildung der Politik unterrichten-
den Lehrkräfte war beziehungsweise ist eine Notwendigkeit solcher Maßnahmen nicht 
erkennbar. Im Übrigen siehe Vorbemerkung sowie die Antworten zu 3. und zu 15. 
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